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Abréviations

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

AVS Assurance-vieillesse et survivants
USS Union syndicale suisse
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Chronique générale

Politique sociale

Population et travail

Salaires

An seinem 50. Jahreskongress erklärte der Schweizerische Gewerkschaftsbund, er
werde sich für einen Mindestlohn von 3000 Fr. einsetzen. Um die Berechtigung seiner
Forderung zu unterstützen, gab er eine Studie in Auftrag, welche zeigte, dass 3,4% der
Erwerbstätigen (rund 60 000 Personen) bei vollem Pensum weniger als 2100 Fr. pro
Monat (Hälfte des Medianlohnes) verdienen und demzufolge zu den “working poor”
gehören. 1

CHRONIQUE DES ASSOCIATIONS
DATE: 07.01.1999
MARIANNE BENTELI

Partis, associations et groupes d'intérêt

Partis

Grands partis

Nach dem deutlichen Ja zur Abzockerinitiative hatte FDP-Nationalrat Ruedi Noser (ZH)
zusammen mit Gleichgesinnten den Verein „SuccèSuisse“ ins Leben gerufen. Ziel ist
eine Verteidigung der liberalen Wirtschaftsordnung gegen Angriffe von rechts und links.
Dem Verein traten relativ rasch rund 600 unternehmerisch tätige Personen bei. Man
versteht sich als Ergänzung zu den bestehenden Wirtschaftsverbänden und will mit
persönlichem Engagement gegen die anstehenden Volksbegehren kämpfen, die das
Erfolgsmodell Schweiz bedrohten: die 1:12-Initiative, die Forderung eines Mindestlohns,
die Einführung der Erbschaftssteuer, die Initiative gegen die Masseneinwanderung und
das Begehren für die Abschaffung der Pauschalbesteuerung gelte es abzuwenden. Die
zuerst auch parteipolitisch breit aufgestellte Gruppierung verlor allerdings die
Unterstützung der SVP. Der Zuger SVP-Nationalrat Thomas Aeschi distanzierte sich,
nachdem Noser Opposition gegen die Masseneinwanderungsinitiative angekündigt
hatte. 2

CHRONIQUE DES ASSOCIATIONS
DATE: 03.08.2013
MARC BÜHLMANN

Associations

Industrie, commerce et entrepreneurs

Der auf grünes Wirtschaften ausgerichtete Verband Swisscleantech kündigte im März
an, sein Wirkungsgebiet auf soziale Themen ausweiten zu wollen: Volksbegehren wie die
Abzockerinitiative, 1:12 oder die Mindestlohninitiative würden eine gewisse Wut und ein
Misstrauen gegenüber der Wirtschaft in der Bevölkerung aufzeigen. Die Unternehmen
müssten darauf eingehen, indem sie vermehrt ihre soziale Verantwortung wahrnähmen
und z.B. für eine faire Entlohnung auf allen Stufen sorgten. Gleichzeitig sei der Dialog
mit der Bürgerschaft wichtig, um zu erklären, dass die Schweiz auf das liberale
Wirtschaftsmodell angewiesen sei und dass man die oben genannten Initiativen daher
ablehnen sollte. 3

CHRONIQUE DES ASSOCIATIONS
DATE: 17.03.2013
JOHANNA KÜNZLER

Salariés et syndicats

Auch wenn die Schlussabstimmung betreffend die Parole des Schweizerischen
Gewerkschaftsbunds (SGB) zur Reform der Altersvorsorge 2020 letztendlich mit 98 zu
21 Stimmen deutlich zugunsten der AHV-Reform ausfiel, zeigte die
Delegiertenversammlung am 24. März 2017 eine Spaltung zwischen Deutschschweizer
und Westschweizer Gewerkschafterinnen und Gewerkschaftern. Über 30 SGB-
Delegierte äusserten sich vor der Parolenfassung; Hauptstreitpunkt war, ob die
Erhöhung der AHV um monatlich CHF 70 eine Erhöhung des Frauenrentenalters
rechtfertige. Solange die Frauen bei den Löhnen diskriminiert würden, dürfe das
Rentenalter nicht erhöht werden, lautete der Tenor bei vielen Delegierten aus der
Westschweiz. Ein Waadtländer Delegierter etwa warf SGB-Präsident Paul Rechsteiner
Verrat vor, weil sich der Gewerkschaftskongress 2014 in einer Resolution klar gegen
eine Erhöhung des Frauenrentenalters ausgesprochen habe. Unia-Präsidentin Vania

CHRONIQUE DES ASSOCIATIONS
DATE: 25.02.2017
SAMUEL BERNET
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Alleva entgegnete, dass in der gleichen Resolution die Erhöhung der AHV-Renten
gefordert werde. Paul Rechsteiner strich die historische Dimension der Vorlage hervor:
«Zum ersten Mal seit 42 Jahren könnte eine Erhöhung der AHV-Rente Realität werden»,
zitierte ihn die Luzerner Zeitung. Die grosse Mehrheit der Delegierten war sich einig:
Würde die Vorlage abgelehnt, würde dies dem Arbeitgeberverband und den rechts-
bürgerlichen Parteien nützen, womit deren Forderungen wie Rentenalter 67 und
Rentenkürzungen Auftrieb erhielten, schrieb der SGB in einer Medienmitteilung. Dies
gelte es zu verhindern, weshalb diese «Kröte», wie der SGB die Erhöhung des
Frauenrentenalters bezeichnete, geschluckt werden müsse. Zusätzlich einigten sich die
Delegierten darauf, dass die Lohnungleichheit zwischen Mann und Frau «endlich
stärker bekämpft werden muss». Sie beauftragten den SGB, die Lancierung einer
Volksinitiative mit dem Namen «Schluss mit dem Lohnklau – Lohngleichheit
durchsetzen, aber subito!» zu prüfen. 4

Santé

Der Spitalverband H+ verlasse die Tarmed-Tarifverhandlungen und damit die
Tariforganisation ats-tms AG per Ende Jahr, berichtete die Aargauer Zeitung im
September 2018. Der Spitalverband, die Versicherungen, die Ärzteschaft sowie auch
Bundesrat Berset hatten bereits seit Längerem versucht, das Tarmed zu revidieren,
jedoch ohne Erfolg. Eine Einigung sei nicht möglich, da die Verhandlungspartner an
unterschiedlichen Stricken zögen: Die Versicherungen wollten die Kosten fairer
verteilen, während die Spitäler an den Ärztelöhnen festhielten, erklärte die Aargauer
Zeitung. Gemäss der H+-Direktorin Dorit Djelid sei es dem Spitalverband bisher weder
gelungen, sich mit den Versicherern auf einen Tarif zu einigen, noch einen Konsens mit
den übrigen Partnern zu finden, mit denen «grosse Dissense» bei tarifpolitischen
Kernthemen bestünden. H+ habe sich deshalb dazu entschieden, nicht mehr an den
«stockenden und zum Teil blockierten» Verhandlungen teilzunehmen. Der
Krankenversichererverband Curafutura fühle sich dadurch vor den Kopf gestossen, so
die Zeitung weiter: Eigentlich seien die Verhandlungen weit fortgeschritten und man
habe «den Spatz in der Hand», doch wolle der Spitalverband «die Taube auf dem
Dach». Die verbleibenden Verhandlungspartner werden den Tarif jedoch fertig
verhandeln. 5

CHRONIQUE DES ASSOCIATIONS
DATE: 26.09.2018
CHRISTIAN GSTEIGER

1) Presse vom 6.11.98; Lib., 24.11.98; TA, 7.12.98; Presse vom 7.1.99. 
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